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Maurus Winzap, Sie beraten Unternehmen beim 
Kauf und Verkauf sowie bei der Nachfolgeplanung. 
Wie ist es, wenn ich als Unternehmer meine Firma 
verkaufen will, kann ich auch dann den ganzen 
Gewinn steuerfrei einstreichen? Private Kapital­
gewinne sind ja in der Schweiz steuerfrei.

Leider ist es nicht ganz so einfach. Zunächst 
einmal beschränkt sich die Steuerfreiheit auf das 
Privatvermögen. Wenn Sie im Privatvermögen 
gehaltene Aktien verkaufen, kann ein Kapital-
gewinn grundsätzlich steuerfrei sein. Wenn Sie 
selbstständig erwerbend tätig sind, das heisst, Ihr 
Unternehmen in Form eines Einzelunternehmens 
oder einer Personengesellschaft betreiben, dann 
gehört dieses zu Ihrem Geschäftsvermögen. Ein 
Verkauf hat entsprechend Einkommenssteuer-
folgen und wird mit Sozialversicherungsabgaben 
belastet. 

Selbstständig Erwerbende können ihre Firma also 
nicht steuerfrei verkaufen?

Doch, mit der richtigen Planung ist es auch 
in solchen Konstellationen möglich, den Verkauf 

ohne Steuerfolgen abzuwickeln. Beispielsweise 
wird hierzu das Einzelunternehmen beziehungs-
weise die Personengesellschaft rechtzeitig in eine 
Kapitalgesellschaft, in aller Regel in eine Aktien-
gesellschaft, eine AG, umgewandelt. Nach einer 
Sperrfrist von fünf Jahren können die Aktien 
dann grundsätzlich steuerfrei veräussert wer-
den. Um die Steuerfreiheit für die Umwandlung 
beziehungsweise den Verkauf abzusichern, emp-
fehlen wir in solchen Fällen unbedingt vorab die 
Einholung eines verbindlichen Steuerrulings bei 
den zuständigen Steuerbehörden. 

Der abtretende Patron kann also seine Firma in der 
Form einer Kapitalgesellschaft, zum Besipiel einer 
AG, steuerfrei verkaufen. Fallen dafür aber Steuern 
auf Stufe der verkauften Firma an? 

Die Steuern des Unternehmens selber, also 
im erwähnten Beispiel der AG, sind bei einem 
Verkauf nicht direkt betroffen. Von der Steu-
erfreiheit für den verkaufenden Patron einmal 
abgesehen geht es aber in der Praxis auch noch 
darum, den Kauf aus Sicht der Käufer und der 

finanzierenden Banken optimal zu strukturieren. 
Werden zum Beispiel bei einer Nachfolgelösung 
an Nahestehende oder Mitarbeiter Vorzugspreise 
angewandt, können daraus bei fehlender oder 
mangelhafter Planung Schenkungs- oder Lohn-
steuerfolgen und Sozialversicherungsabgaben 
resultieren. Diese Sozialversicherungsabgaben 
fallen dann bei der AG an.

Gewinne, die dem Patron ausgeschüttet werden, 
sind bekanntlich als Dividenden für diesen einkom­
menssteuerpflichtig. Kann nun der Patron jahrelang 
die Gewinne in der Gesellschaft behalten und diese 
dann beim Exit steuerfrei verkaufen?   

Grundsätzlich ja, wenn der Käufer bereit und 
in der Lage ist, diese betrieblich nicht notwendigen 
Mittel zu kaufen und zu finanzieren und wäh-
rend einer Haltedauer von fünf Jahren nicht aus 
der gekauften Gesellschaft auszuschütten – zum 
Beispiel, um den Kauf zu finanzieren. Hält sich 
der Käufer nicht daran, wird nachträglich ein Teil 
des Kaufpreises beim Verkäufer unter dem Titel 
indirekte Teilliquidation in eine steuerbare Divi-
dende umqualifiziert. Ein gut beratener Verkäufer 
schützt sich, wenn seine Verhandlungsstärke es 
zulässt, mit einer Schadloshaltungsklausel gegen 
diese Steuerfolgen. In der Praxis ist aber festzu-
stellen, dass ein Käufer oftmals nicht gewillt ist, 
betrieblich nicht notwendige Liquidität zu kaufen.

Wer ein Start-up gründet, um es später mit grossem 
Gewinn steuerfrei zu veräussern, wählt dafür am 
besten die Form der AG oder GmbH? 

Ja, in aller Regel ist eine Kapitalgesellschaft 
in der Tat aus ganz verschiedenen rechtlichen 
und steuerlichen Gründen die richtige Form für 
ein Start-up. Gerade bei einem Start-up ist in 
rechtlicher Hinsicht oftmals die Haftungsfrage 
von grosser Bedeutung. Schon deshalb wird eine 
Kapitalgesellschaft gewählt. Und sobald Drittin-
vestoren ins Spiel kommen, kommt eigentlich nur 
noch eine Kapitalgesellschaft infrage. Ich würde 
Ihnen aber trotzdem auch in einem solchen Fall 
anraten, sich rechtlich und steuerlich beraten zu 
lassen, insbesondere, wenn Mitarbeiterbeteiligun-
gen geplant oder weitere Finanzierungsrunden 
zu erwarten sind.  

Wieso? Sie haben doch erwähnt, dass die Gesetze 
die Steuerfreiheit vorsehen. Was ist denn beim 
Verkauf eines relativ jungen Unternehmens speziell 
zu beachten? 

Start-up-Unternehmen werden oft mit viel 
Fantasie zur zukünftigen Entwicklung bewertet. 
Dies lässt sich meist nicht anhand bereits beste-
hender Ertragsströme rechtfertigen. Oft wird 
dabei die erwartete Wertentwicklung mit dem 
Verbleib der Gründer im Unternehmen verknüpft 
und der letztendliche Kaufpreis mit sogenannten 
Earn-out-Klauseln, das heisst, mit aufgeschobenen 
Kaufpreistranchen, welche von der künftigen 
Entwicklung abhängig sind, abgesichert. Wird die 
Auszahlung dieser Kaufpreiskomponenten unter 
den Earn-out-Klauseln oder ähnlichen Bestim-
mungen zum Beispiel von der Weiterbeschäftigung 
der Verkäufer im Unternehmen oder von der 
Einhaltung eines Konkurrenzverbots abhängig 
gemacht, qualifizieren die Steuerbehörden diese 
in der Regel zumindest teilweise in steuerbares 
Einkommen um.

Kann man sich dagegen schützen?
Entscheidend ist auch hier, dass die steuer-

lichen Überlegungen in die Vertragsgestaltung 
einfliessen. Diesbezüglich ist äusserste Sorgfalt 
geboten. So ist es, wie gesagt, steuerlich sehr 
heikel, Kaufpreiszahlungen von der Einhaltung 
eines Konkurrenzverbotes abhängig zu machen 

oder auch dem Unternehmer für seine Weiterarbeit 
keinen angemessen Lohn zu bezahlen. Eine detail-
lierte und klare Dokumentation der Kaufpreisbe-
stimmung und deren Historie beziehungsweise der 
Vertragsverhandlungen ist Voraussetzung dafür, 
sich gegen eine nicht gerechtfertigte Umquali-
fikation in steuerbares Einkommen durch den 
Fiskus zu wehren. Sie erlaubt auch, nötigenfalls 
eine verdeckte Entschädigung für die Weiterarbeit 
oder das Eingehen eines Konkurrenzverbotes 
widerlegen zu können. 

In der Zeitung hat man immer wieder gelesen, 
dass sich Unternehmen über Steuerrulings gegen 
unerwünschte Steuerfolgen schützen. 

Es ist vorwegzuschicken, dass Steuerrulings 
vorgängige Klarheit bezüglich der gesetzeskon-
formen steuerlichen Beurteilung eines Sachver-
haltes verschaffen sollen. Steuerrulings sind in 
vielen Konstellationen absolut empfehlenswert. 
Allerdings stösst das Instrument der Steuerrulings 
bei gewissen Fragestellungen, wie beim Vorliegen 
eines steuerfreien Kapitalgewinns bei gemischten 
Verträgen, in der Praxis an seine Grenzen. Generell 
sind die Steuerbehörden etwas zurückhaltend, 
wenn es um die Vorabbestätigung steuerfreier 
Kapitalgewinne geht. Umgekehrt ist auch der 
Handlungsspielraum der involvierten Parteien 
aufgrund der limitierten Strukturierungsvari-
anten beziehungsweise aufgrund des arrivierten 
Stadiums der Transaktion limitiert. 

Und was, wenn die Steuerbehörden trotzdem teil­
weise auf steuerbares Einkommen schliessen? 

Dann sind primär einmal wasserdichte Ver-
tragsbestimmungen über die Steuer- und Sozial-
versicherungsfolgen wichtig. In gewissen Fällen 
lohnt sich auch der Versuch, eine Einschätzung 
der Steuerbehörden von den Gerichten korrigieren 
zu lassen. 

Unternehmensbeitr ag – Interview

Steuerfreie Gewinne bei Firmenverkäufen
Maurus Winzap ist Partner und Leiter des Steuerteams bei Walder Wyss AG, einer der grössten und renommiertesten  
Anwaltskanzleien in der Schweiz mit Standorten in Zürich, Genf, Basel, Bern, Lugano und Lausanne.  
Das Unternehmen beschäftigt rund 190 Berater, darunter knapp 20, die auf Steuerrecht spezialisiert sind. 

Bei Firmenverkäufen müssen die Vertragspartner steuerliche Wirkungen sorgfältig prüfen.

Von Jens Bartels

Wer sich in diesen Tagen in der Schweiz mit 
dem Thema Unternehmenssteuern beschäf-

tigt, richtet seinen Blick auf die Steuervorlage 17. 
Der Druck für eine zeitnahe Umsetzung dieser 
Steuerreform wächst. Einer der Gründe für die 
Dringlichkeit ist die Zunahme des internationalen 
Steuerwettbewerbs. Mit der US-Steuerreform 
ist die Körperschaftssteuer in den Vereinigten 
Staaten stark gesunken, zudem planen auch Gross-
britannien oder Frankreich eine Entlastung ihrer 
Firmen. Gleichzeitig rücken Steuerprivilegien in 
den Fokus, die Unternehmen in der Schweiz ge-

währt werden, aber international geächtet sind. 
Hier drohen Sanktionen, wenn die Entscheidungs-
träger die Privilegien nicht bis zum Jahr 2020 
abschaffen. Verschärft wird der Handlungsdruck 
einer schnellen Umsetzung durch die Ablehnung 
der Unternehmenssteuerreform III vor mehr als 
einem Jahr durch die Schweizer Bevölkerung.

Ausgewogener Kompromiss geplant

Die Steuervorlage 17 ist eine Neuauflage der 
Unternehmenssteuerreform III. Im Prinzip sind 
die Ziele beider Regelungen ähnlich: Es sollen 
Bund, Kantone und Gemeinden angemessene 

Steuereinnahmen gesichert und die internationale 
Akzeptanz des Schweizer Steuersystems wieder-
hergestellt werden. In diesem Zusammenhang geht 
es um Konformität mit den Standards von OECD 
und der Europäischen Union. Zugleich soll das 
neue Unternehmenssteuersystem die Schweiz als 
wettbewerbsfähigen Steuerstandort und verläss-
lichen Wertschöpfungspartner für Unternehmen 
aus dem In- und Ausland sowie für Schweizer 
KMU stärken. 

Unterschiedlich sind im direkten Vergleich 
der beiden Vorschläge die geplanten Massnah-
men. So sind einige Elemente der Unternehmens-
steuerreform III im vorliegenden Entwurf für 
die Steuervorlage 17 enthalten, während andere 
Elemente später hinzugefügt wurden, um einen 
ausgewogenen Kompromiss vorzulegen. Dadurch 
erhofft sich der Bundesrat Mehrheiten in beiden 
Parlamentskammern und die Zustimmung einer 
Mehrheit der Bevölkerung.

Eckwerte der Steuerreform

Im Zentrum der Überlegungen dieser umfas-
senden Reform stehen ganz unterschiedliche 
Instrumente. Dazu zählen die Einführung einer 
obligatorischen Patentbox gemäss OECD-Standard 
auf kantonaler Ebene sowie zusätzliche Abzüge 
für Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 
fakultativer Basis. Die Entlastungsbegrenzung 
limitiert den Effekt der beiden Massnahmen auf 
70 Prozent, um einen steuerpflichtigen Mindest-
gewinn von 30 Prozent zu gewährleisten. Auf 
diese Weise wird der Spielraum im Vergleich zu 
der Unternehmenssteuerreform III eingeschränkt. 
Ein weiteres Instrument der Steuervorlage 17 ist 
die geplante höhere Besteuerung von Dividenden 

für qualifizierte Beteiligungen von natürlichen 
Personen. Dividendeneinkünfte werden nach den 
derzeitigen Plänen beim Bund zu 70 Prozent, auf 
Ebene der Kantone und Gemeinden zu mindestens 
70 Prozent besteuert. Ausserdem soll der Kan-
tonsanteil an der direkten Bundessteuer, den die 
Kantone zur Kompensation für die Steuerausfälle 
bekommen, nun auf 21,2 Prozent erhöht werden. 
Darüber hinaus sieht die Steuervorlage 17 für 
die Kantone die Möglichkeit einer Ermässigung 
bei der Berechnung der Kapitalsteuer vor, die 
auf Beteiligungen und Patente entfällt. Nicht 
zuletzt gehört zum Paket auch die Erhöhung der 
Kinder- und Ausbildungszulage: Die Mindesthöhe 
dieser Zulage wird nach den derzeitigen Plänen um  
30 Franken pro Kind erhöht.

Ambitionierter Fahrplan

Befürworter der Steuervorlage 17 sind davon 
überzeugt, dass sie die Abwanderung von Firmen 
und Auslagerung von Tätigkeiten in das Ausland 
begrenzt und sich gleichzeitig das Steuersubstrat 
durch eine gesteigerte steuerliche Attraktivität 
erhöht. Die Gegner der Steuervorlage bemängeln 
unter anderem zu viele Ausnahmen, eine zu tiefe 
Gegenfinanzierung der geplanten Steuersenkun-
gen, Einnahmeausfälle in Höhe von mehreren 
Milliarden Franken und eine weitere Anheizung 
der interkantonalen Steuerkonkurrenz.

Ambitioniert ist der Fahrplan für die Umset-
zung der Steuervorlage 17. Bereits in der Herbst-
session 2018 soll die Steuervorlage verabschiedet 
werden. Wenn nach der endgültigen Entscheidung 
des Parlaments kein Referendum ergriffen wird, 
könnten die ersten Massnahmen dann Anfang 
2019 und der Hauptteil ab 2020 in Kraft treten.

Die Steuerreform soll die Abwanderung von Firmen ins Ausland stoppen.

Unternehmenssteuer

Die Zukunft sichern
Nach dem Scheitern der Unternehmenssteuerreform III wagt der Bundesrat in diesem Jahr einen neuen Anlauf.  
Mit der Steuervorlage 17 soll der Steuerstandort Schweiz attraktiv gehalten werden.
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www.walderwyss.com

Wenn es um die Nachfolgeregelung eines klei-
nen oder mittelständischen Unternehmens 

(KMU) geht, treffen oft zwei Welten aufeinander. 
Auf der einen Seite steht der Betriebsinhaber oder 
die Betriebsinhaberin, welche die Firma oftmals 
selber aufgebaut und die letzten Jahre von dessen 
Erträgen gelebt haben. Auf der anderen Seite 
tritt ihnen der mögliche Nachfolger gegenüber, 
der den Betrieb fortführen und ebenfalls davon 
leben möchte. Probleme gibt es, wenn der ge-
wünschte Übernahmebetrag nicht dem realen 
Wert entspricht.

Vor allem kleinere KMU-Betriebe sind sehr 
schwer weiterzuführen, denn vielfach sind die 
Kundenbeziehungen sehr eng mit dem Inhaber 
verknüpft oder der Umsatz ist so gering, dass 
ein Nachfolger eine hohe Ablösesumme nicht 
bezahlen oder nicht schnell genug refinanzie-
ren kann.

Ein einfaches und typisches Beispiel: Ein 
Blumenladen hat die letzten fünf Jahre genü-
gend Umsatz erzielt, um die Löhne des Inhaber-
Ehepaares zu finanzieren, aber ein Reingewinn 
konnte nicht weiter ausgewiesen werden und 
es bestehen auch keine stillen Reserven. Wie 
also soll man eine solche Firma bewerten? Vom 
emotionalen Standpunkt aus gesehen möchten 
die Inhaber rund zwei Jahresgehälter, also etwa 
200’000 Schweizer Franken, haben. Der reine 
Warenwert liegt aber bei unter 20’000 Franken 
(da Blumen sehr schnell verwelken), sodass nur 
Mobiliar, Zubehör und allenfalls noch ein Zuschlag 
für den Namen und Standort bezahlt werden sollte. 
Die Diskrepanz ist also so gross, dass es kaum zu 
einer Einigung kommen kann.

Aus diesem Grund ist es ratsam, bei der 
Firmennachfolge auch einen Mediator und nicht 
nur einen Betriebsprüfer beizuziehen, denn 
die Quintessenz kann sonst sehr oft sein, dass 
KMU-Betriebe mangels Nachfolge einfach liqui-
diert werden müssen. Und das ist nun wirklich 
schade. 

 

Der Schweizerische Anwaltsverband (SAV) 
ist die nationale Berufsorganisation der frei-

beruflich tätigen Anwältinnen und Anwälte in 
der Schweiz. Bereits seit 1898 setzt er sich für 
das Ansehen, die Rechte und die Interessen des 
schweizerischen Anwaltsstandes sowie für die Un-
abhängigkeit des Anwaltsberufes ein. Der Verband 
zählt rund 10’500 Mitglieder. Alle Mitglieder der 
24 kantonalen Anwaltsverbände sind Mitglieder 
des nationalen Dachverbandes. Der SAV setzt sich 
insbesondere für die Weiterbildung seiner Mit-
glieder ein, unter anderem durch die Organisation 
des alle zwei Jahre stattfindenden Fachkongresses 
und der Fachanwaltsausbildung. Darüber hinaus 
verschafft sich der SAV als offizielle Vertretung 
des schweizerischen Anwaltsstands im Gesetz-
gebungsverfahren des Bundes Gehör. Ein grosses 
Anliegen ist dem SAV das Engagement für die 
Vervollkommnung des Rechts und der Rechts-
pflege. Der Verband tut dies im Interesse der 
Rechtssuchenden und des Rechtsstaats.

Verbandsbeitr ag

Unternehmensnachfolge 
in KMU
Jedes Jahr werden rund 30’000 Firmen gegründet und  
etwa genauso viele verschwinden. Ein Grund dafür ist oft die 
fehlende Nachfolge.

Verbandsbeitr ag

Unterstützung  
für Anwälte
Der SAV setzt sich seit 1898 für die Rechte und Interessen 
des schweizerischen Anwaltsstandes sowie für die Unab
hängigkeit des Anwaltsberufes ein.

Zum Autor

Roland M. Rupp  
Vizepräsident und  
Leiter der Geschäftsstelle

Schweizerischer  
KMU Verband 
T: +41 (0)41 348 03 30

www.kmuverband.ch

Kontakt

Schweizerischer Anwaltsverband 
Marktgasse 4  
Postfach  
3001 Bern

T: +41 (0)31 313 06 06  
E: info@sav-fsa.ch

www.sav-fsa.ch

Anwaltstag  2018  in  Schaffhausen

Der SAV begrüsst seine Mitglieder und Gäste 
anlässlich seiner 117. Jahrestagung  
in Schaffhausen zum Thema:  
„Cloud Computing in der Anwaltskanzlei“.


